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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Wörner, Biehle, Damm, Ernesti, Gierenstein, Handlos, 

Dr. Kraske, Löher, Rommerskirchen, de Terra, Frau Tübier, Stahlberg, Dr. Marx 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Verteidigungspolitik 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie sieht das militärische Kräfteverhältnis zwischen 
NATO und Warschauer Pakt in Nord-, Mittel- und Südost- 
europa aus? Trifft es zu, daß nach der Invasion in die 
Tschechoslowakei 1968 fünf sowjetische Kampfdivisionen 
im Lande verblieben sind, die zusammen mit taktischen 
Unterstützungsverbänden eine zusätzliche Gruppe gegen- 
über dem NATO-Bereich Europa-Mitte bilden, die vorher 
nicht existiert hatten? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im Zuge der 
Umrüstung der Gruppen sowjetischer Truppen in Deutsch- 
land — auf neue Panzermodelle von 1968 bis 1973 — 1500 
Panzer, ohne Abzug der älteren Modelle, zusätzlich zuge- 
führt wurden, daß zur Verstärkung der Artillerie im glei- 
chen Zeitraum die gezählten Rohre in den Divisionen nahe- 
zu verdoppelt wurden; daß die Kampftruppen in großer 
Zahl Vollketten-Schützenpanzer erhielten, daß der Ver- 
fügungsbestand der Flugzeuge quantitativ und qualitativ 
erheblich verstärkt und somit insgesamt die Offensivkapa- 
zität des Warschauer Pakts wesentlich ausgebaut wurde? 

2. In welchem Umfang sind die Verbände der NATO und des 
Warschauer Pakts in Mitteleuropa präsent? Wie schnell 
und in welchem Ausmaß können diese Kräfte auf beiden 
Seiten in einem Spannungs- oder Konfliktfall verstärkt 
werden? Trifft es zu, daß die Sowjetunion in den letzten 
Jahren besonders die Angriffsfähigkeit ihrer Truppen aus 
dem Stand in Mitteleuropa verbessert hat? Welche Schlüsse 
zieht die Bundesregierung daraus und vor allem für die 
politischen und militärischen Vorwarnzeiten? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die sowjetischen See- 
streitkräfte und ihre weltweiten Operationsmöglichkeiten 
für die Sicherheitslage Europas auch unter Auswertung der 
auf allen Weltmeeren gleichzeitig durchgeführten zentral 
befehligten Manöver „OKE AN 1975" der sowjetischen 
Kriegsflotte? 
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4. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts dieser Kräfte- 
verhältnisse die politisch-militärische Lage? Teilt sie unsere 
Auffassung, daß hinter der weit üoer eigene Verteidigungs- 
bedürfnisse hinausgehenden Aufrüstung der UdSSR offen- 
sive politische und militärische Zielsetzungen stehen und 
daß davon erhebliche Gefahren für den Frieden, die Unab- 
hängigkeit, die Handlungsfähigkeit der Staaten Westeuro- 
pas ausgehen? 

5. Wie haben sich 

a) die Verteidigungsausgaben insgesamt, 

b) die Ausgaben für Personal, 

c) die Ausgaben für Material, Beschaffung und Erhaltung 
und 

d) die Ausgaben für Forschung und Entwicklung der Län- 
der der NATO und des Warschauer Pakts seit 1968 
nominell und real entwickelt? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige Entwick- 
lung des Kräfteverhältnisses unter Berücksichtigung der 
steigenden Verteidigungsaufwendungen des Warschauer 
Pakts und der sinkenden Verteidigungsanstrengungen in 
der NATO? Was will die Bundesregierung selbst, und was 
soll die NATO unternehmen, um der wachsenden Bedro- 
hung Herr zu werden und auch künftig eine wirksame Ab- 
schreckung und Verteidigung sicherzustellen? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Sicher- 
heit der freien Staaten des Westens neben dem wachsen- 
den Ungleichgewicht der militärischen Kräfte in zuneh- 
mendem Maße durch energie- und wirtschaftspolitische 
Probleme bedroht wird, und welche konkreten Vorschläge 
zur Abhilfe will die Bundesregierung unterbreiten? 

8. Wie bewertet die Bundesregierung die gegenwärtige Ge- 
samtlage der NATO, und wie soll nach ihrer Auffassung 
das Bündnis den geänderten politisch-strategischen Bedin- 
gungen angepaßt und weiterentwickelt werden? 

9. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den strate- 
gisch-nuklearen, den taktisch-nuklearen und den konven- 
tionellen Waffen im Rahmen der Doktrin der „flexible 
response" zu? In welchem Ausmaß beeinflussen Fort- 
schritte in der Rüstungstechnologie die strategische Kon- 
zeption des Bündnisses? 

10. Was kann geschehen, um die Bemühungen um Rationali- 
sierung und Standardisierung der Ausrüstung und um Ver- 
einheitlichung der taktisch-operativen Konzepte im Rah- 
men der Allianz und besonders der europäischen Staaten 
zu beschleunigen? Welche konkreten Möglichkeiten sieht 
die Bundesregierung, um dem durch mangelhafte Abstim- 
mung verursachten jährlichen Verlust von Milliardenbeträ- 
gen für Forschung und Entwicklung von Waffen und Gerät 
ein Ende zu bereiten? 
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11. Welche Bedeutung hat der Mittelmeerraum für das nord- 
atlantische Verteidigungsbündnis? Wie beurteilt die Bun- 
desregierung die Folgen des Zypern-Konflikts sowie des 
Rückzugs Griechenlands aus der militärischen Integration 
des Bündnisses für die strategische Lage der Allianz an 
ihrer Südflanke? 

Wie bewertet sie den Abbau britischer Verteidigungslei- 
stungen im Mittelmeerraum? Welche Wege sieht die Bun- 
desregierung, die entstandenen Lücken zu schließen? 
Welche Vorschläge hat sie gemacht? Welche Überlegungen 
sprechen für die Einbeziehung Spaniens in die Verteidi- 
gungsplanung der NATO, und in welcher Form könnte eine 
solche Zusammenarbeit mit Spanien nach Meinung der 
Bundesregierung geregelt werden? Was muß nach Auffas- 
sung der Bundesregierung insgesamt geschehen, um die 
politisch-militärische Situation im Mittelmeerraum und an 
der Südflanke des Bündnisses zu verbessern und die Kri- 
senherde zu bereinigen? 

12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für die 
Einbeziehung der Verteidigung in den Prozeß der euro- 
päischen Einigung? Teilt die Bundesregierung unsere Auf- 
fassung, daß trotz der bestehenden Schwierigkeiten alles 
unternommen werden muß, um zu einer verbesserten euro- 
päischen Verteidigungszusammenarbeit zu gelangen? Und 
welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung be- 
jahendenfalls eingeleitet? Hält die Bundesregierung die 
Gründung eines europäischen Instituts für Fragen der Stra- 
tegie, der Sicherheitspolitik und Verteidigungspolitik für 
sinnvoll? 

13. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zur Ver- 
stärkung der deutsch-französischen verteidigungspoliti- 
schen Zusammenarbeit? Besteht die Ansicht, Vereinbarun- 
gen mit Frankreich für eine gemeinsame Verteidigungs- 
planung im Hinblick auf den Einsatz der in Ostfrankreich 
stationierten „Pluton"' -Raketen zu treffen? 

14. Was will die Bundesregierung tun, um das Verständnis für 
verteidigungspolitische Zusammenhänge in der Bevölke- 
rung zu wecken und den Selbstbehauptungswillen sowie 
die Verteidigungsbereitschaft bei den Bürgern der Bun- 
desrepublik Deutschland wachzuhalten? 




Bonn, den 22. Juli 1975 



Drucksache 7/3874 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Dr. Wörner 

Biehle 

Damm 

Ernesti 

Gierenstein 

Handlos 

Dr. Kraske 

Löher 

Rommerskirchen 
de Terra 
Frau Tübler 
Stahlberg 
Dr. Marx 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Die Bundesrepublik Deutschland verdankt ihre politische Hand- 
lungsfreiheit entscheidend dem nunmehr 20jährigen Verteidi- 
gungsbeitrag im Nordatlantikpakt. Allein im Zusammenschluß 
mit anderen Staaten in Westeuropa und Nordamerika konnte 
sie die Fähigkeit zur Abschreckung und Verteidigung und so- 
mit die Voraussetzung für eine Politik des Friedens und der 
Sicherheit gewinnen und erhalten. Entwicklung der internatio- 
nalen Lage und drei Jahrzehnte Nichtkrieg in Europa haben 
unter den beteiligten Nationen neue Interessenlagen geschaf- 
fen. Art und Ausmaß der Bedrohung, das militärische Kräfte- 
verhältnis, die Strategie, der Entwicklungsstand der Waffen- 
technik, die wirtschaftliche Lage und die internationalen Han- 
delsbeziehungen haben sich grundlegend geändert. Diese Ver- 
änderungen schaffen Chancen und Gefahren. Ihre Folgen für 
die Sicherheitslage der Bundesrepublik Deutschland müssen 
bedacht und dann die richtigen Schlußfolgerungen gezogen 
werden. 
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